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Nationalrat will Friedenstruppen aufstocken
Einzig die SVP fordert den Abzug aus Kosovo – Serbien lobbyiert hinter den Kulissen für seine Interessen

SELINA BERNER, BERN

Vor dem Mikrofon, an dem im Natio-
nalrat Zwischenfragen gestellt werden
können, bilden sich selten Schlangen.
Am Donnerstag ist es anders – wie sich
zeigen würde: unter anderem aufgrund
von diplomatischem Lobbying des ser-
bischen Botschafters. Auf dem Pro-
gramm steht der Einsatz der Schweizer
Armee in Kosovo, den es seit 1999 gibt.
Für die Mehrheit des Rates war von An-
fang an klar: Ja, die Truppen sollen bis
Ende 2029 bleiben und das Kontingent
von maximal 215 auf 245 Soldaten auf-
gestockt werden. Der Ständerat hatte
dem bereits im Frühling zugestimmt.

Der Sicherheitspolitischen Kommis-
sion des Nationalrates geht das aller-
dings nicht weit genug. Sie will dem
Bundesrat die Kompetenz geben, die
Truppe auf bis zu 300 Soldaten zu ver-
stärken. Grund ist die verschlechterte
Sicherheitslage auf dem Kontinent.

Die SVP hält geschlossen dagegen.
Ihr Urteil: zu teuer, nutzlos, reine Ver-
schwendung. Fraktionssprecher Mauro
Tuena rechnet vor: 49 Millionen Franken
koste der Einsatz heute jährlich, bei vol-
ler Aufstockung auf 300 Soldaten wären
es 70 Millionen. Geld, das besser in die
Ausrüstung der eigenen Armee flösse,
statt es «nach unten» zu schicken. Zu-
dem beschäftigt die Volkspartei einmal

mehr die Neutralität: Die Schweiz ist in
Kosovo Teil einer internationalen Frie-
densmission, das sei eine Schwächung
der traditionellen Neutralität.

Geld «verjubelt»

Verteidigungsminister Martin Pfister
wiegelt ab. Die Schweiz leiste keine
militärische Unterstützung, sondern
Friedensförderung. Auch hier sei man
auf eine stabile Lage im Balkan ange-
wiesen. Der Einsatz sei deshalb ein Bei-
trag zur europäischen Sicherheit – und
der sichtbarste der Schweiz in der Zu-
sammenarbeit mit der Nato. Ein Ab-
zug käme deshalb einer «Entsolidari-

sierung» gleich. Dieses Zeichen würde
von Partnerstaaten «kaum verstanden»,
so Pfister.

Pfister hat noch nicht zu Ende ge-
sprochen, da stehen diverse SVP-Ver-
treter bereit für Fragen. Der Minis-
ter blickt auf die Schlange, lächelt und
macht sich bereit. Erich Hess will wis-
sen: Warum «verjubelt» man Geld im
Ausland, statt es in die eigene Armee
zu stecken? Pfister kontert: Man drehe
jeden Franken um, um die Soldaten ver-
teidigungsfähig zu machen. Zudem pro-
fitiere die Schweizer Armee vom Ein-
satz auf dem Balkan. Thomas Hurter
hakt nach: Warum noch mehr Soldaten
nach Kosovo schicken? Das erhöhe den
Handlungsspielraum, so der Minister.

Dann Christian Imark, der auf Men-
schenrechtsverletzungen an der ser-
bischen Minderheit verweist. Ob der
Bundesrat die Liste dazu nicht erhalten
habe? Und was die Schweiz gegen diese
Missstände tue? Pfister entgegnet, die
Schweiz sei aussenpolitisch höchst ak-
tiv. Und auch bei dieser Problematik trü-
gen die Truppen vor Ort dazu bei, die
Situation zu verbessern.

Die Liste, von der Imark spricht,
wurde diversen Parlamentariern zuvor
von Ivan Trifunovic, dem serbischen
Botschafter in der Schweiz, zugeschickt.
Die Serben im Norden Kosovos würden
diskriminiert, eingeschüchtert und unter
falschen Anschuldigungen in Gefäng-
nisse gesteckt oder gar geschlagen, sagt
Trifunovic. Der linksnationale kosovari-
sche Präsident Albin Kurti sei für diese
Situation verantwortlich.

2008, knapp zehn Jahre nach Kriegs-
ende, erklärte Kosovo seine Unabhän-
gigkeit. Serbien erkennt das Land bis
heute nicht an, es betrachtet den Nach-
barn weiterhin als Teil des eigenen
Staatsgebiets. Dem gingen 1999 Luft-
angriffe der Nato gegen Serbien vor-
aus – eine «humanitäre Intervention»,
die den massiven Menschenrechtsver-
letzungen ein Ende setzte.

Im Bundeshaus wirft Trifunovic der
Regierung Kurti nun genau dasselbe
Vorgehen gegen die Kosovo-Serben
vor: die systematische Unterdrückung.

Zur NZZ sagt er: «Wird dieses Leid
nicht beendet, kann es keinen Frieden
geben.»

Für den kosovarischen Botschaf-
ter Mentor Latifi ist dieser Vergleich
blanker Hohn, «einfach nicht wahr». In
Kosovo seien schliesslich eine interna-
tionale Friedensmission sowie die Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa stationiert. Das Land
prosperiere, sei auf Erfolgskurs – das
missfalle Belgrad.

Zurück an den Ständerat

Dass nach einem Vierteljahrhundert
die Nato-Präsenz immer noch nötig sei,
ist aus Latifis Sicht die Schuld Serbiens.
Um dies zu belegen, erinnert er an den
Herbst 2023: Damals verschanzte sich
eine bewaffnete Gruppierung in einem
serbisch-orthodoxen Kloster und lie-
ferte sich ein stundenlanges Feuer-
gefecht mit der Polizei. Vier Menschen
starben. Dies sei ein «organisierter Ter-
roranschlag» Serbiens gewesen, sagt
Latifi. In Bern beteuert hingegen Tri-
funovic, Serbien habe «kein Interesse»,
den Kosovo anzugreifen. Gleichzeitig
«hoffe man natürlich», dass die Schwei-
zer Soldaten bald nach Hause zurück-
kehren könnten.

Latifi ist überzeugt: Serbien wolle
den Abzug aller Truppen in Kosovo
provozieren, damit das Land unge-
schützt vom grossen Nachbarn zurück-
bleibe. Dass Kosovo die Rechte der ser-
bischen Minderheit verletze, bestreitet
er. Sein Land sei «maximal bemüht»,
sie zu integrieren. Doch die Menschen
stünden zwischen den Fronten: Belgrad
wolle keine Integration, die Regierung
von Albin Kurti treibe sie voran.

Der Schlagabtausch der Botschafter
zeigt: Der Frieden ist nicht nah. Schwei-
zer Soldaten sollen die Region deshalb
weiter stabilisieren. Der Nationalrat
nimmt die Einsatzverlängerung und
die Aufstockung auf maximal 300 Sol-
daten deutlich an – mit 129 zu 61 Stim-
men. Das Geschäft geht, wegen der
höheren Truppenaufstockung, zurück
an den Ständerat.

Heute leisten maximal 215 Soldaten der Schweizer Armee einen Einsatz in Kosovo. Künftig könnten es 300 sein. DOMINIC FAVRE / KEYSTONE

Neun Verletzte
bei Militärunfall
Mannschaftstransporter
kommt von Strasse ab

cog. · In der Gemeinde Hauenstein
im Kanton Solothurn hat sich am Don-
nerstag kurz vor 11 Uhr ein Unglück
mit einem Fahrzeug der Armee ereig-
net. Wie das Verteidigungsdepartement
(VBS) in einer Mitteilung schreibt, sind
bei dem Unfall sieben Armeeange-
hörige mittelschwer und zwei weitere
leicht verletzt worden. Die Kantonspoli-
zei hatte davor den Einsatz gegenüber
SRF bestätigt. Zwei Rettungshelikopter
der Rega waren im Einsatz.

Laut dem VBS handelt es sich bei dem
verunfallten Fahrzeug um ein sogenann-
tes geschütztes Mannschaftstransport-
fahrzeug des Infanteriebataillons 20. Es
sei in Richtung Ifenthal fahrend aus noch
unbekannten Gründen von der Strasse
abgekommen und zur Seite gekippt.Wei-
tere Fahrzeuge seien nicht in den Unfall
involviert gewesen. Die verletzten Perso-
nen wurden laut dem VBS zur medizini-
schen Betreuung und Kontrolle in ver-
schiedene Spitäler gebracht. Die Militär-
justiz habe eine Untersuchung eingeleitet.

Wie das VBS weiter schreibt, befin-
det sich das Infanteriebataillon 20 der-
zeit im Wiederholungskurs und ist Teil
der Übung «Conex 26». Die Übung in der
Nordwestschweiz läuft seit Anfang Juni
und soll vier Wochen dauern. 3500 Solda-
tinnen und Soldaten trainieren dabei laut
dem VBS die rasche Mobilisierung, die
Erstellung der Einsatzbereitschaft unter
realistischen Bedingungen sowie die Zu-
sammenarbeit mit zivilen Behörden. Ziel
sei es, die Verteidigungsfähigkeit zu über-
prüfen und weiter zu stärken.

Konfiszierte Flugzeuge und teures Kerosin
Staatliche Konflikte gefährden die zivile Luftfahrt – und deren Versicherungsschutz

RAPHAEL KELLER, ANDREAS HAUSER

Elisa S. und ihr Freund Gian badeten im
Toten Meer, als am Himmel über ihnen
die Raketen nach Israel flogen.An Ferien
war nicht mehr zu denken – und auch
nicht an den geplanten Rückflug. Nach
einer abenteuerlichen Reise von Jorda-
nien ans Rote Meer und einer Boots-
fahrt nach Ägypten konnten sie Tage spä-
ter nach Zürich heimkehren. Das ist eine
von Tausenden ähnlichen Geschichten in
einer Welt, in der Kriege und diploma-
tische Spannungen den Luftverkehr zu-
nehmend aus der Bahn werfen.

Die Zahl der aktiven staatlichen Kon-
flikte ist auf einem Höchststand seit dem
Zweiten Weltkrieg. Zu diesem Schluss
kommt der Global-Peace-Index 2025
des Institute for Economics & Peace, der
noch vor dem Ausbruch des Iran-Kriegs
veröffentlicht wurde. Mit den Konflik-
ten globalen Ausmasses untrennbar ver-
bunden sind Sanktionen, die mittlerweile
kaum mehr überblickt werden können.
Neben der wachsenden Anzahl Gebiete,
die davon direkt betroffen sind, hat dieser
Zustand auch für die globale Luftfahrt-
industrie weitreichende Folgen. Bei der
Planung müssen zunehmend nicht nur
die Effizienz des Flugbetriebs, sondern
auch geopolitische Faktoren berücksich-
tigt werden.Allem voran: Lufträume, die
gesperrt werden oder aus Sicherheits-
gründen umflogen werden müssen.

Unweigerlich sind die Fluggesell-
schaften damit gezwungen, laufend An-
passungen in ihren Betriebsabläufen
vorzunehmen. Die alternativen Flug-
routen durch die noch passierbaren Luft-

räume verlängern nicht nur die Flugzeit –
sie führen auch zu einem höheren Perso-
nalbedarf sowie einem höheren Risiko
für Verspätungen und Annullierungen.
Da die Luftfracht gleichermassen be-
troffen ist, erhöht sich dieses Risiko wei-
ter durch Lieferverzögerungen und auf-
geschobene Wartungsarbeiten.

Wie der Iran-Krieg eindrücklich be-
weist, können Konflikte auch zu einer
Verknappung und Verteuerung von für
die Flugindustrie wichtigen Energie-
ressourcen führen. Eine Absicherung
gegen dieses Risiko, beispielsweise mit-
tels Termingeschäften beim Kerosin, ist
aber nur begrenzt möglich.

Finanzielle Forderungen

Wo es zu Verspätungen und Annullie-
rungen kommt, findet man in der Regel
auch frustrierte Passagiere. Meist bleibt
es aber nicht bei der Frustration alleine,
oft stellen die Passagiere auch finanzielle
Forderungen an die Fluggesellschaften.
In diesem Zusammenhang gibt es zwar
einschlägige vertragliche Ansprüche, für
viele von grösserer Bedeutung ist jedoch
die EU-Fluggastrechte-Verordnung vom
11. Februar 2004. Sie gewährt den Passa-
gieren nicht nur das Recht auf Verpfle-
gung für die Wartezeit am Gate, kosten-
lose Umbuchung oder zeitnahe Rück-
erstattungen, sondern auch das Recht
auf Ausgleichszahlungen von bis zu 600
Euro pro Flug und Passagier.

Um Ausgleichszahlungen zu vermei-
den, muss die Fluggesellschaft ausser-
gewöhnliche Umstände nachweisen.
Etwa dass das Wetter einen Flug nicht

zulässt oder dass – wie es sich in letzter
Zeit gehäuft hat – wegen eines staatlichen
Konflikts die Sicherheit des Flugs gefähr-
det ist. Die Schweiz hat die Verordnung
zwar im Rahmen eines Abkommens mit
der EU mit Wirkung ab Ende 2006 über-
nommen. Es ist aber unter anderem um-
stritten, ob Flüge von der Schweiz in ein
Drittland und umgekehrt unter das Ab-
kommen fallen. Dessen ungeachtet birgt
die Verordnung auch für Schweizer Flug-
gesellschaften erhebliche Risiken.

Neben den Risiken im Tagesgeschäft
der Fluggesellschaften wachsen die Ge-
fahren auch in anderen Bereichen. Un-
fälle kommen zwar nach wie vor selten
vor, doch müssen sie einkalkuliert wer-
den. Immer stärker in den Fokus rücken
zudem Handlungen staatlicher Akteure.

Neben den vor allem wirtschaftlichen
Einschränkungen durch Sanktionen grei-
fen gewisse Staaten bisweilen zu äusserst
einschneidenden Mitteln. Exemplarisch
dafür steht die Konfiskation von meh-
reren hundert Flugzeugen durch rus-
sische Behörden im Jahr 2022, die zur
faktischen Enteignung der Eigentümer
führte. Der Gesamtwert der beschlag-
nahmten Flugzeuge wurde teilweise auf
über 10 Milliarden Dollar geschätzt. Und
die Luftfahrt steht nicht allein: Auch die
Seefracht spürt die Folgen solcher Hand-
lungen, wie die angespannte Lage in der
Strasse von Hormuz zeigt.

Für viele dieser Risiken werden ent-
sprechende Versicherungsprodukte an-
geboten. Kaskoversicherungen umfas-
sen beispielsweise die Deckung für phy-
sische Schäden am Flugzeug. Daneben
decken Haftpflichtversicherungen An-

sprüche Dritter gegen die Fluggesell-
schaft ab – etwa jene der Passagiere bei
Verspätungen oder Unfällen. Weitere
Produkte schützen gegen Personenschä-
den sowie Schäden an der Fracht.

Zur Deckung verpflichtet

Da kriegsbedingte Risiken in Standard-
policen üblicherweise nicht gedeckt sind,
werden spezielle Kriegsversicherungen
abgeschlossen. Ob ein Kriegsfall vor-
liegt, ist indessen nicht immer klar und
hängt von den konkreten Umständen
ab. Im erwähnten Beispiel der Konfis-
kation in Russland klagten die Leasing-
gesellschaften von knapp 150 betroffe-
nen Flugzeugen und mehreren Trieb-
werken deshalb sowohl ihre allgemei-
nen als auch ihre Kriegsversicherer ein.
Der Londoner High Court entschied für
die Deckung unter der Kriegsversiche-
rung und verpflichtete die entsprechen-
den Versicherer zu einer Zahlung von
insgesamt über einer Milliarde Dollar.

Doch auch die Versicherungen kön-
nen diese konfliktbedingte Risikolage
nicht vollständig abfedern. Um das Sys-
tem Versicherungsschutz stabil zu hal-
ten, sind Versicherer deshalb gezwun-
gen, Prämien anzupassen, Deckungen
einzuschränken oder gar Verträge zu
kündigen. Staatliche Konflikte erfassen
schliesslich auch andere Versicherungs-
zweige – im Fall von Elisa S. beispiels-
weise die Reiseversicherung.

Raphael Keller ist Partner, Andreas Hauser
ist Associate bei der Zürcher Wirtschaftskanz-
lei Prager Dreifuss.
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«Die Bildungsklasse bürdet der Schule
alle gesellschaftlichen Probleme auf»
Der Erziehungswissenschafter Roland Reichenbach kritisiert die Individualisierung an den Schulen – diese schade vor allem
den Schwachen. Im Gespräch mit Sebastian Briellmann sagt er, verantwortlich dafür seien moralisierende Kulturlinke

Herr Reichenbach, haben die Schweizer
Schulen mit ihren Reformen eine Zwei-
klassengesellschaft geschaffen – perfekt
für gute, nachteilig für schlechte Schüler?
Von einer Spaltung, die direkt herbei-
geführt wurde, würde ich nicht sprechen.
Die Unterschiede sind jedoch offensicht-
lich. Kinder aus sozial benachteiligten
Familien erbringen oft geringere Leistun-
gen – das weiss man längst, daran hat man
sich sogar gewöhnt. Erstaunlich ist, dass
sich niemand darüber empört.Wenn am
Ende ein Viertel der 15-Jährigen massive
Probleme mit Lesen und Schreiben hat,
ist das eine tickende Zeitbombe für den
Arbeitsmarkt. Und ja: auch für unsere
Demokratie. Das kann niemand wollen.

Warum wird dieser Zustand akzeptiert?
Weil es die Menschen, die in der Bil-
dungslandschaft die Entscheidungen
treffen, nicht direkt betrifft. Ich nenne
sie die «Bildungsklasse». Die Probleme
kommen aus einem Teil der Gesell-
schaft, den sie nicht kennen: Es sind
heute meistens migrantische Schüler, die
das Grundniveau nicht erreichen. Und
die Unterschiede werden immer grös-
ser – auch wegen der Digitalisierung
der Lebenswelt der Schülerinnen und
Schüler. Das trifft Kinder aus bildungs-
fernen Schichten härter, die daheim we-
nig Unterstützung erhalten. Die Schere
geht also nicht primär wegen der Schule
auf, sondern aufgrund einer veränderten
gesellschaftlichen Realität, auf die das
System nicht beherzt reagiert.

Das könnte auch bemerken, wer zur Bil-
dungsklasse gehört.
Eher nicht. Diese Leute sind stolz auf
ihre tertiärenAbschlüsse, sie profitieren
vom System. Es fehlt ihnen schlicht an
Empathie für andere Milieus.

Sie gehören doch auch zu diesem Milieu.
Wahrscheinlich bin ich aufgrund meiner
Herkunft in dieserThematik dünnhäuti-
ger. Die Schule muss sich der migra-
tionsgesellschaftlichen Realität viel
dezidierter stellen, als sie es bisher getan
hat. Mich beunruhigen die Auswirkun-
gen: Die Schule hat eine Integrations-
funktion, sie ist essenziell für das gesell-
schaftliche Ganze, für den Gemeinsinn
und die Idee einer funktionierenden
Zivilgesellschaft. Sie soll helfen, unsere
Demokratie zu legitimieren. Es geht
eben nicht nur darum, flexibel-adaptive
Individuen für denArbeitsmarkt vorzu-
bereiten. Eltern, hauptsächlich privile-
gierte, sorgen sich ganz partikulär nur
um ihr Kind. Die demokratische Schule
müsste da ein Korrektiv sein. Sie ist es
aber nicht. Das ist ihr Versagen.

Was müsste man tun?
Wenn zunehmend Kinder der Unter-
richtssprache kaum mächtig sind, muss
man sich auf die elementaren Kultur-
techniken fokussieren: Sprechen, Lesen,
Schreiben, Rechnen. Und das vertieft.
Das heisst: üben, üben, üben. Zudem
braucht es wieder ein Ethos derAnstren-
gung.Wer sich Mühe gibt,muss für diese
Mühe belohnt werden. Auch wenn sich
der Erfolg nicht gleich zeigt. Leistung
und Erfolg sind nicht dasselbe.Die Privi-
legierten sind erfolgreich, aber haben sie
viel geleistet? Stattdessen überfordern
wir viele Kinder zusätzlich mit Experi-
menten wie dem frühen Fremdsprachen-
unterricht. Aus staatspolitischer Sicht
soll eine Landessprache die erste Fremd-
sprache sein – das schulden wir gerade
in der Deutschschweiz dem nationalen
Zusammenhalt. Die Realität zeigt aber,
dass Frühfranzösisch viele Schüler über-
fordert. Doch darüber lässt sich kaum
mehr sachlich diskutieren.

Wieso sind wir diskursunfähig geworden?
Wenn etwa die Inklusion zum unantast-
baren Dogma wird und man das Wort
«Separation» gar nicht mehr in den
Mund nehmen darf, dann regiert eher die

Ideologie als die pädagogische Urteils-
kraft. Man muss im Einzelfall wie beim
Frühfranzösisch eine kluge,pragmatische
Lösung finden dürfen, ohnemoralisch an
den Pranger gestellt zu werden.

Wie konnte es so weit kommen?
Ich verdächtige das vorherrschende
«pädagogische Denken». Paradoxer-
weise vergrössert es die Schere zwischen
leistungsstarken und leistungsschwäche-
ren Kindern und Jugendlichen durch
scheinbar progressive Lernkonzepte.
Der auffällige Fokus auf das Hirn, das
Kind, das Individuum und seine Selbst-
regulation ist typisch für die zeitgenös-
sische «Pädagogik der Privilegierten».
Den Leistungsschwächeren schadet
diese scheinbar autonome Pädagogik
hingegen sehr!

Die Idee des Individuellen hat also einen
viel zu guten Ruf?
Ja, Vokabeln wie Selbstverantwortung
im Lernen und kindliche Freiheit tö-
nen gut. Es handelt sich jedoch um un-
absichtliche oder kaschierte ideologi-
sche Marker, die suggerieren, dass man
die Leistungsschwachen mit gutem Ge-
wissen sich selbst überlassen kann.Was
politisch als emanzipatorischer Akt ge-
feiert wird,mag pädagogisch das genaue
Gegenteil bedeuten und bewirken.

Wie kann es sein, dass sich diese Haltung
durchgesetzt hat – und auch nicht über-
dacht wird, obschon die Schwächsten
offensichtlich darunter leiden? Das zei-
gen ja auch die Leistungsuntersuchungen.
Für mich ist unser pseudomodernes,
scheinbar allein auf das individuelle
Kind ausgerichtete Bildungsdenken ein
Ausdruck einer tiefen gesellschaftlichen
Verunsicherung.Es fehlt weitgehend der
pädagogische Rekurs auf Kultur, Ge-
sellschaft, soziale Normen, Gemeinsinn,
Politik,Kunst undTranszendenz.Das ist

doch sehr auffällig, nicht? Dennoch soll
die Schule alles richten . . .

Ist diese Sicht so falsch?
Es ist vor allem eine Illusion. Gesell-
schaftliche, ausserschulische Probleme
lassen sich nicht – allein – durch die
Schule lösen. So muss man sich bei-
spielsweise auch die Frage stellen, ob
bestimmte Kinder überhaupt in die
Regelklasse integrierbar sind. In der
Frage nach der konkreten Umsetzung
normativer Ideen halte ich mich seit ei-
niger Zeit an Isaiah Berlin, der meinte,
das meiste Leid immenschlichen Leben
entstehe bei der Umsetzung von Ideen.

Mit anderen Worten: Die integrative
Schule ist gescheitert.
Das ist mir zu extrem. Genauso wie die
Darstellung einer moralisierenden Bil-
dungsklasse, wonach nur das Integra-
tionsmodell funktionieren könne und
solle. Der offene Diskurs wird verhin-
dert. Das ist armselig, jedenfalls anti-
intellektuell.

Worauf gründet diese Entwicklung?
Grosse Teile der Gesellschaft wissen
nicht mehr, was sie als soziale Gruppe
wollen. Daher diese panische Zentrie-
rung auf das Individuum, mein eige-
nes Kind.Als ob wir nur noch eine An-
sammlung von frei flottierenden Ato-
men wären, die ihre erbärmlichen Indi-
vidualinteressen maximieren wollen.

Das klingt resigniert.
Nein, ich bin ein fröhlicher Pessimist, der
eine Überforderung feststellt. Pädago-
gisch betrachtet ist das normal.Nur:Die
von einem schlechtenGewissen geplagte
Bildungsklasse bürdet der Schule ja alle
gesellschaftlichen Probleme auf, die sie
dann zu lösen habe: Klimapolitik, ge-
sunde Ernährung, Medienkompetenz –
all das sollen die Kinder können . . .

. . . mit sieben oder acht Jahren . . .

. . . das mangelt nicht an Pathos und Iro-
nie, muss man zugeben.

Wie ist es dazu gekommen, dass Erwach-
sene ihre Probleme an Kinder delegieren?
Die westlicheWelt ist verunsichert.Wohl
gab es Zeiten, in denen die ältere Gene-
ration ihre Werte zuversichtlich, also
letztlich mit grundloser Zuversicht, an
die Jüngeren weitergegeben hat. Was
wollen wir von denen? Politisch, ethisch,
religiös? Das war die Frage, die sich auch
der Pädagoge Friedrich Schleiermacher
gestellt hat.Er meinte,wichtig sei es, dass
sich die ältere Generation diese Fragen
stellt – aber die Jungen dannmachen,was
sie für richtig halten. Doch die Erwach-
senen handeln heute im Unterschied
dazu eher mit vorauseilendem Gehor-
sam.Nach demMotto:Wenn es nicht gut
kommt, sind wir nicht dran schuld, denn
wir haben euch ja in allem unterstützt.
Das gehört zur Kultur der Ausrede. Der
suggerierte Freiraum als eigentlichesAb-
schieben vonVerantwortung.

Also fragt man heute bereits das Kind,
was es für richtig hält?
Das ist so verständlich wie problema-
tisch. Um autonom zu werden, wenn
das überhaupt gelingen kann, braucht
es einen Emanzipationsprozess, also
die Friktion mit dem Bestehenden, ein
Abarbeiten, die «Widerständigkeit der
Welt», wie Humboldt meinte.

Wollen das die Kinder überhaupt?
Ich denke nein.Eher brauchen sie Struk-
turen undAufgaben, die Sinn stiften.

Ist es möglich, diese Sinnhaftigkeit wie-
der in die Schulen zu bringen? Die
Pädagogischen Hochschulen lehren so
ziemlich das Gegenteil von dem, was Sie
propagieren.
Ich halte nichts davon, die PH zu ver-
teufeln.Aber klar ist auch:Die Bildungs-

forschung und derAlltag in den Klassen-
zimmern haben sich komplett voneinan-
der entfremdet.DieWissenschaft bastelt
an komplexen didaktischen Model-
len herum, die letztlich nur für die For-
scher selbst und deren Selbsterhaltungs-
system von Nutzen sind. Der Praxis hilft
das nicht im Geringsten. Schauen Sie:
Wenn wir den Menschen nur mit einer
technisch orientierten Lernpsychologie
begreifen, wissen wir nahezu nichts über
ihn und verstehen ihn vor allem nicht.
Wer Romane liest oder Filme schaut,
versteht die Palette der menschlichen
Natur tausendmal besser als mittels
nackter Zahlen derWissenschaft.

Ist das vor allem ein Missverständnis der
Linken?
Die Kulturlinke an den Hochschulen, zu
der ich selbst auch halb gehöre, hat die
klassischen linken Ideale – namentlich
dieVerteilungsfragen – schlicht verraten.
Stattdessen inszeniert sie sich in ihrer
urbanen Selbstbezogenheit mit Identi-
tätspolitik, Sprachpolizei undAntirassis-
mus. Das ist hochgradig moralisierend,
aber völlig folgenlos für die reale Un-
gleichheit.Man fordert Blumentöpfe auf
den Strassen der gentrifizierten Quar-
tiere, ignoriert aber die echten struktu-
rellen Sorgen der sozial Benachteiligten.

Diese Kulturlinken haben in der Bil-
dungslandschaft die Macht. Sie fordern
Gleichberechtigung, fördern allerdings
den Individualismus?
Das ist richtig. Was besonders bedauer-
lich ist – und ich sage das alsAltlinker mit
wertkonservativen Überzeugungen: In
der Theorie sind alle für die heterogene
Volksschule, aber praktiziert wird dies
nicht. Sobald das eigene Kind betroffen
ist,macht man eineAusnahme und flüch-
tet ins «bessere»Quartier.Das gehört zur
strukturellen Unaufrichtigkeit der Kul-
turlinken. Für die Romantik der sozia-
len Durchmischung sollen bitte schön die
Kinder der anderen herhalten.Machtver-
hältnisse werden heute subtil kaschiert.
Und daheim erzieht man nicht mehr, son-
dern säuselt sanft: «Es wäre schön, wenn
du das tust, aber du musst nicht.»

Das klingt so, wie es die Bildungsklasse
auch in den Schulen erwartet.Der Lehrer
ist nicht mehr Autorität, sondern Coach.
Die Bedeutung der Autoritätsanerken-
nung wurde zu Unrecht negativ besetzt,
im Grunde nicht verstanden. Autorität
und Autonomie sind keine Widersprü-
che, sie stehen in einem Spannungsver-
hältnis.Abgesehen davon ist die Schule
für viele Kinder heute der einzige ver-
lässliche, strukturierte Ort im Leben.
Daher sollten die leistungsschwachen
Kinder auch nicht mit einer kuriosen
Selbstverantwortungspädagogik über-
fordert werden. Sie brauchen vielmehr
Ermutigung, und man muss sie kon-
trollieren – vor allem: Man darf, ja man
muss sie fordern. Das ist die Aufgabe.
Heute tun viele so, als ob man sich in der
Pädagogik aufAugenhöhe begegne.Das
ist ein schöner Slogan, hat aber mit der
Realität eines Klassenzimmers nichts zu
tun. Ein Lehrer, der sich bloss als netter
Coach auf Augenhöhe anbiedert, wird
von den Schülern nicht ernst genom-
men.Und von den Eltern noch weniger.

Denken Sie, dass sich das wieder korri-
gieren lässt?
Ich bin mir nicht sicher. Weil wir ver-
lernt haben, produktiv zu streiten. Je
mehr politisches und finanzielles Kapi-
tal in ein Projekt investiert wurde, desto
unantastbarer wird es.Anstatt rückhalt-
los zu analysieren, was eine Reform
nach 15 Jahren gebracht hat, beharrt
man starr auf seiner bornierten Mei-
nung. Wer anders denkt, wird ins Ab-
seits gestellt. Das ist einer Demokratie
unwürdig.Aus der Praxis lernt man nur,
wennman fähig ist, sich anzupassen und
Fehler einzugestehen.

«Die Schere geht auf
wegen einer veränderten
gesellschaftlichen
Realität, auf die
das System nicht
beherzt reagiert.»

«Wir haben verlernt, produktiv zu streiten», sagt Roland Reichenbach. KARIN HOFER / NZZ

Kritiker
des Lehrplans 21
sb. · RolandReichenbach, 63, ist – nach
Professuren in Münster und Basel –
seit 2013 Professor für Allgemeine Er-
ziehungswissenschaft an der Universität
Zürich.Nach seiner Primarlehrerausbil-
dung studierte Reichenbach klinische
Psychologie und philosophische Ethik.
Er ist einer der bekanntesten und frü-
hesten Kritiker des Lehrplans 21 – und
Autor von diversen Büchern. Jüngst er-
schien von ihm «Die Pädagogik der Pri-
vilegierten».


